Übertragung der erstreckten (oder verlängerten) elterlichen Sorge 

Problem- und Fragestellung

Die damalige Wohnsitzgemeinde A. sucht die neue Wohnsitzgemeinde S. um Übertragung einer vormundschaftlichen Massnahme (elterliche Sorge) nach. Der entmündigte Behinderte und seine Eltern sind seit über einem Jahr von A. nach S. gezogen. Die Entmündigung und die Weiterführung der elterlichen Sorge wurden 1991 von der Wohnsitzgemeinde A. vollzogen. Die Weiterführung der elterlichen Sorge wurde ohne spezielle Auflagen (Rechnungs- oder Berichtsablagen) erteilt.

Leider habe ich in der Fachliteratur und von meinem Vorgänger als Vormundschaftssekretär keine Unterlagen und Angaben gefunden, wie eine Übertragung dieser speziellen vormundschaftlichen Massnahme von statten geht. Was muss die Vormundschaftsbehörde am neuen Wohnsitz konkret übernehmen? Können Sie mir das Verfahren aufzeigen; evtl. Angaben über dazugehörige Literatur oder gegebenenfalls Vorlagen für den Beschluss der neuen Wohnsitzgemeinde S. geben? Für Ihr wertvolle Mithilfe danke ich Ihnen zum Voraus bestens. 



Erwägungen

1. Die erstreckte elterliche Sorge fällt nicht unter das Vormundschaftsrecht im engern Sinne, sondern unter das Kindesrecht (H.M. Riemer, Grundriss Vormundschaftsrecht, zweite Auflage, § 3 N 4), allerdings mit Ausnahmen (Basler Kommentar ZGB-Häfeli,N 33 ff. zu Art. 379 und dort zitierte Fundstellen). Daraus ergibt sich die etwas kuriose Situation, dass die Entmündigung, welche der erstreckten elterlichen Sorge zugrunde liegt, nicht übertragen werden muss. Vielmehr geniessen die Eltern die selben Konditionen, welche Eltern unmündiger Kinder zukommen, d.h. sie sind nicht verpflichtet, sich den Vormundschaftsbehörden ihres jeweiligen Wohnsitzes anzuvertrauen oder ihnen gegenüber Rechenschaft abzulegen.


2. Etwas anderes ergibt sich aus der Schriftenkontrolle: Am neuen Wohnort muss vermerkt werden, ob eine Person in Anwendung von Art. 369 ZGB entmündigt worden ist und sie deshalb nicht ins Stimmregister aufgenommen werden kann. Das führt dazu, dass das Mündelregister der Vormundschaftsbehörden, welches in der Regel nur Mandate (Vormundschaften, Beiratschaften, Beistandschaften, vorläufige Fürsorge, Erziehungsaufsichten) enthält, nicht identisch sein muss mit dem Entmündigten-Register der Einwohnerkontrolle. Moderne Software-Lösungen sehen hiefür besondere Codes vor.


3. Falls die Vormundschaftsbehörde sich eine Aufsicht ausbedingen will und die Voraussetzungen erfüllt sind, kann sie eine Kindesvermögensschutzmassnahme anordnen und über diesen Weg die jeweilige Übertragungsbedürftigkeit sicherstellen.
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